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Aspekte der staatlichen Subventionspolitik 

Die vor l iegende Untersuchung befaßt sich mit der 

staatl ichen Subventionspol i t ik Nach den einleitenden 

Bemerkungen fo lgen drei Abschn i t te 1 ) : Zunächst 

werden die in Österreich verfügbaren Subvent ions­

statist iken und ihre Vor- und Nachteile für die empir i ­

sche Forschung dargestel l t Anschl ießend folgt ein 

Überbl ick über den Umfang und die längerfristige 

Entwicklung der Subvent ionen des Bundes sowie 

über ihre Struktur nach Empfängern Den Abschluß 

bilden einige Anmerkungen zum Problem des Sub­

vent ionsabbaus. Der Untersuchungszei t raum umfaßt 

— bedingt durch die verfügbaren Daten — vor allem 

die Jahre zwischen 1970 und 1984 

Diese Themenstel lung wirft die Frage auf, aus wel ­

chen Gründen es überhaupt von Interesse ist, die Ak­

tivitäten des öffentl ichen Sektors im Hinblick auf die 

Handhabung des Instruments "Subvent ionen" zu un­

tersuchen (etwa anstelle einer " inhalt l ichen", aufga-

benorient ierten Betrachtungsweise) Die Antwor t auf 

diese Frage liegt in der Vermutung, daß es zwischen 

Subvent ionen und anderen wir tschaftspol i t ischen In­

s t rumenten systematische Unterschiede gibt, die in 

der Entwicklung, in der Wirkung und letztlich auch in 

der öffent l ichen Beurtei lung der Subvent ionen zum 

Ausdruck kommen Beispiele dafür sind etwa die in 

jüngster Zeit mehrfach dokument ier te Beobachtung, 

daß Subvent ionen mittelfr ist ig rascher wachsen als 

eine Reihe anderer Akt ivi täten des öffentl ichen Sek­

tors (siehe Saunders — Klau, 1985, S .16, für die 

OECD-Länder insgesamt, sowie Lehner, 1985, S 79, 

für Österreich), oder die in Anschluß an Hansmeyer 
(1963) oft vertretene Ansicht , daß Subvent ionen ein 

besonders f lexibel verwendbares und daher vor allem 

unter pol i t ischen Gesichtspunkten besonders vortei l ­

haftes Instrument sind Und auch der Umstand, daß 

in einer Reihe von Ländern eigene amtl iche Subven­

t ionsstat ist iken erhoben bzw Subvent ionsber ichte 

publiziert werden {Bundesministerium der Finanzen, 
1983, S 51), deutet auf eine gewisse Sonderstel lung 

der Subvent ionen im Rahmen des wir tschaftspol i t i ­

schen Instrumentar iums hin. Schließlich weisen auch 

ordnungspol i t ische, am marktwir tschaft l ichen Cha­

rakter west l icher Industr iegesel lschaften ansetzende 

Über legungen den Subvent ionen eine Sonderstel lung 

zu Staatl iche Subvent ionen gelten aus dieser Sicht 

als nicht sys temkonforme Eingriffe — als "Ärgernis in 

der Marktwir tschaft" {Molitor, 1984) — , weil sie den 

1) Eine ausführliche Behandlung des mit der Subventionspolitik 
verbundenen Problemkreises ist in dem in Kürze erscheinen­
den Spezialbericht 1985 der Österreichischen Strukturbericht-
erstattung im Auftrag des Bundesministeriums für Finanzen zu 
finden 

Preismechanismus des Marktes und damit dessen 

Anreiz- und Sanktionseffekte stören oder gar konter-

karieren 

Subventionsstatistiken in Österreich 

Die empir ische Subvent ionsforschung steht, seit es 

sie gibt, vor einem schwerwiegenden Problem: Dar­

über, was eine Subvent ion ist, herrscht in den Wirt­

schaftswissenschaften keine Ubereinst immung In 

der Praxis gibt es folgl ich eine Vielzahl verschiedener 

Subvent ionsbegri f fe (siehe z B Prest, 1974, Andel, 
1977), wobe i — und das ist das für die empir ische Ar­

beit und ihre Interpretat ion eigentl ich Unbefr iedi­

gende — die def ini tor ischen Unterschiede in quant i ­

tativer Hinsicht ganz beträchtl iche Abweichungen zur 

Folge haben Für die Bundesrepubl ik Deutschland 

etwa, wo die Subvent ionen seit längerem schon Ge­

genstand der empir ischen Wir tschaf ts forschung sind, 

stellt Fuest (1985, S 19-20) fest, "daß bereits die 

quantitativen Differenzen der in den einzelnen Struk­

turber ichten (der Wir tschaftsforschungsinst i tute, A n ­

merkung} ausgewiesenen Subvent ionen größer sind 

als die vom Bund gemäß seiner eigenen Berichter­

stat tung insgesamt gewährten Subvent ionen". 

Die vorl iegende Arbeit " löst" das Abgrenzungspro­

blem pragmat isch Sie stützt sich im wesent l ichen auf 

die derzeit in Österreich verfügbaren Subvent ionssta­

t ist iken — den Subvent ionsber icht der Bundesregie­

rung und die Erfassung der Subvent ionen laut Volks­

wirtschaft l icher Gesamtrechnung (VGR) — und be­

zieht sich daher auf die diesen beiden Datenquellen 

zugrundel iegenden Abgrenzungen der Subvent ionen 

Der Subventionsbericht der Bundesregierung 

Der Subvent ionsber icht der Bundesregierung wird 

seit Anfang der siebziger Jahre — und zwar erstmals 

1972 für das Jahr 1970 — erstellt und demNat ional ra t 

vorgelegt 2 ) Erfaßt werden sowohl direkte Subvent io­

nen als auch — seit 1978 — indirekte (steuerl iche) 

Subvent ionen 3 ) Als direkte Förderungen gelten 

"Ausgaben des Bundes für z ins- und amort isat ions-

*) Bisher wurde der Subventionsbericht auf freiwilliger Basis er­
stellt. Erst das neue Bundeshaushaltsgesetz, das Anfang 1987 
In Kraft tritt, bringt die gesetzliche Verankerung der Subven­
tionsberichterstattung. 
3 ) Nur in zwei westl ichen Industriestaaten — der Bundesrepu­
blik Deutschland (seit 1959) und den Vereinigten Staaten (seit 
1968) — wurde früher begonnen, die Steuerbegünstigungen 
systematisch zu erfassen; siehe OECD (1984) 
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begünst igte Gelddarlehen, Annuitäten-, Z insen- und 

Kredi tkostenzuschüsse sowie sonst ige Geldzuwen­

dungen, die der Bund einer außerhalb der Bundesver­

waltung stehenden physischen oder jur ist ischen Per­

son aus Bundesmit teln für eine förderungswürdige 

bereits erbrachte oder beabsicht igte Leistung ge­

währt, ohne dafür unmittelbar eine angemessene 

geldwerte Gegenleistung zu erhal ten" 4 ) Die indirek­

ten Subvent ionen sind im Subvent ionsber icht def i­

niert als ". . Einnahmenverzichte des Staates, die 

einem anderen Rechtsträger für eine im öffentl ichen 

Interesse l iegende private Tätigkeit durch Ausnah­

men von der al igemeinen Steuernorm gewährt wer­

den" {Subventionsbericht 1984, Abschni t t 3 31) 

Trotz der umfangreichen und sehr detaill ierten Infor­

mationen, die im Subvent ionsber icht enthalten sind, 

wird seine Aussagekraft durch mehrere Faktoren be­

einträcht igt; 

1 Die Zahlen des Bundeshaushalts, der die Quelle 

des Subvent ionsber ichts ist, sind für eine Beurtei­

lung der Förderungspol i t ik nur bedingt geeignet 

Dies liegt vor allem daran, daß der Bundeshaushalt 

nur die jährl ichen Geldströme erfaßt und dabei die 

verschiedenen Formen finanzieller Förderungen — 

einmalige Transfers, Darlehen, Kredi tkostenzu­

schüsse usw. — gleich behandelt. Darüber hinaus 

werden naturgemäß alle jene Subvent ionen nicht 

oder nicht in geeigneter Form erfaßt, die sich nicht 

unmittelbar budgetär niederschlagen (wie z B Haf­

tungen) oder die nicht als Förderungsausgaben 

aufscheinen. 

2 Alle Förderungen werden nur "bru t to" erfaßt Bei 

den direkten Förderungen wird weder berücks ich­

tigt, daß sie zum Teil durch zweckgebundene A b ­

gaben der Subvent ionsempfänger finanziert wer­

den (wie die agrarischen Preisausgleiche), noch 

daß Förderungen in Form von Darlehen in der 

Folge entsprechende Rückf lüsse an den Staat 

nach sich ziehen Analog dazu werden auch bei in­

direkten Förderungen in Form von "Steuerkredi­

ten " (wie bei der vorzeit igen Abschre ibung) die 

"Rückzahlungen" in späteren Jahren aufgrund der 

dann mögl icherweise höheren Steuerbemessungs­

grundlage nicht beachtet Darüber hinaus werden 

auch die ertragsteuerl ichen Folgewirkungen direk­

ter und indirekter Förderungen — sie ändern in 

einigen Fällen die Bemessungsgrundlage für unter­

nehmerische Ertragsteuern oder die Abschre i ­

bungsbasis — nicht erfaßt 

3 Die funktionelle Gl iederung der Budgetausgaben 

und damit auch jene der Förderungen nach Aufga-

4 ) Siehe z.. B Subventionsbericht 1984, Abschnit t 3.21 Nicht als 
Subvention gelten: Sozialleistungen, Entschädigungszahlun­
gen, finanzielle Zuwendungen an Gebietskörperschaften zur Fi­
nanzierung der ihnen übertragenen Pflichtaufgaben, Ausgaben 
im Zusammenhang mit übernommenen Finanzhaftungen, die 
Mittelzufuhr an Unternehmen in Form von Kapitalbeteiligun­
gen 

benbereichen in den Subvent ionsber ichten ist pro­

blematisch. Es gibt eine Reihe von Förderungen, 

die s ich nicht eindeutig einem Aufgabenbereich zu­

ordnen lassen. Beispiele dafür sind etwa die Preis­

ausgleiche im Rahmen der landwirtschaft ichen 

Marktordnung — sie können entweder dem Aufga­

benbereich 34 (Land- und Forstwir tschaft) oder 

dem Bereich 22 (Soziale Wohlfahrt) zugeordnet 

werden — oder die Arbe i tsmark t förderung, die 

dem Aufgabenbereich "Soziale Wohlfahrt" ebenso 

zugerechnet werden kann, wie — zumindest zu 

einem großen Teil — dem Aufgabenbereich 36 (In­

dustrie und Gewerbe) . 

4 Und schließlich erweist sich im Subvent ionsber icht 

eine Reihe stat ist ischer Brüche als Problem. Sie 

lassen sich im wesent l ichen in zwei Gruppen ein­

tei len: Einerseits hat s ich — angesichts der 

schwier igen Abgrenzungsf ragen in d iesem Bereich 

nicht überraschend — im Zeitablauf die Einschät­

zung, ob eine Staatsausgabe zu den Subvent ionen 

zu zählen ist oder nicht, geändert Anderersei ts 

gab es einige institutionelle Änderungen, die be­

wirkten, daß sich staatl iche Aktivi täten stat ist isch in 

geänderter Form niederschlugen 

Subventionen in der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung 

Im System of National Accoun ts {United Nations, 
1968), das auch der österreichischen Volkswir tschaft­

lichen Gesamtrechnung zugrunde liegt, sind Subven­

t ionen sehr restriktiv definiert Subvent ionen sind 

demnach laufende Transfers des öffentl ichen Sek­

tors, deren Empfänger die einzelnen Industrien sind 

und die das Faktore inkommen der Produzenten erhö­

hen. Als solche Transfers gelten auch Abgänge am 

Produkt ionskonto öffentl icher Betr iebe als Folge 

einer entsprechenden Preispolit ik der öffent l ichen 

Hand Subvent ionen schlagen sich in der VGR (gege­

ben das Brut to- In landsprodukt zu Marktpreisen) 

rechner isch also als Erhöhung des BIP zu Faktorko­

sten nieder Sie sind konzeptionel l das Gegenstück 

zu den indirekten Steuern, die s ich in der Gesamt­

rechnung genau in entgegenger ichteter Weise nie­

derschlagen (also das BIP zu Faktorkosten senken) 

Auf den ersten Blick hat die Erfassung der Subvent io­

nen im Rahmen der VGR gegenüber dem Subven­

t ionsber icht mehrere Vorzüge. Erstens werden die 

Subvent ionen des gesamten öffentl ichen Sektors, 

nicht nur jene des Bundes, erfaßt Zweitens sind die 

VGR-Subvent ionen nach Wir tschaf tsbereichen ge­

gliedert und damit für strukturpol i t ische Fragestel lun­

gen besser geeignet Dri t tens schließt die VGR durch 

die Erfassung der Transfers an öffentl iche Betriebe 

eine erhebl iche Lücke der Subvent ionsber ichte Und 

schließlich ist viertens die VGR derzeit die einzige Da-
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tenquelle über Subvent ionen, die in allen Industrielän­

dern erstel l t wi rd, und daher prakt isch auch die einzig 

verfügbare Datenbasis für internationale Subven­

t ionsvergleiche. 

Die Aussagekraf t der VGR in Hinblick auf Subvent io­

nen wird allerdings durch eine Reihe konzeptionel ler 

und prakt ischer Probleme erheblich eingeschränkt 

Schwier igkei ten bereitet insbesondere die Unter­

scheidung zwischen Subvent ionen und staatl ichen 

Kapitaltransfers. Zu beachten ist ferner, daß das Volu­

men der Subvent ionen laut VGR aufgrund der restrik­

t iven Begr i f fsabgrenzung in einem beträcht l ichen 

Ausmaß von insti tut ionellen Merkmalen der staatli­

chen Förderungspol i t ik abhängig ist (etwa von der 

Wahl des Förderungsinst ruments oder von der Ar t 

der Förderungsabwicklung) Ein weiteres Problem 

tritt insofern auf, als in der VGR nur direkte Förderun­

gen berücksicht igt werden, nicht jedoch die steuerl i ­

chen Begünst igungen und daher die Förderungspol i ­

tik nur sehr unvollständig erfaßt wi rd. Wie beim Sub­

vent ionsber icht der Bundesregierung ist auch bei 

den Subvent ionen laut VGR zu berücksicht igen, daß 

die Förderungen zum Teil "b ru t to" erfaßt werden. Der 

Umstand etwa, daß bei den Preisausgleichen im Rah­

men der Agrarmark tordnung die Empfänger selbst 

durch zweckgebundene Abgaben zur Finanzierung 

bei tragen, verr ingert auch in der VGR das ausgewie­

sene Subvent ionsvolumen nicht Schließlich gibt es 

— unabhängig von allen methodischen und theoret i ­

schen Aspek ten — bei der Ermit t lung der Subvent io­

nen laut VGR eine Reihe stat ist ischer Schwier igkei­

ten, insbesondere bei der Zuordnung der Förderun­

gen an die einzelnen Industrien 

Umfang und Struktur der Subventionen 

Direkte Subventionen 

Es gibt Anzeichen dafür, daß die staatl ichen Förde­

rungen im Untersuchungszei t raum an Bedeutung ge­

wonnen haben Gerade im Subvent ionsber icht , also 

jener Publ ikat ion, die dem Parlament und einer breite­

ren Öffentl ichkeit als Informationsquelle über die 

Subvent ionspol i t ik des Bundes dient, wird dies aller­

dings am wenigsten deutl ich Die direkten Förderun­

gen laut Subvent ionsber icht st iegen in den Jahren 

von 1970 bis 1984 von nicht ganz 6 Mrd S auf 

21,6 Mrd S. Sie wuchsen damit mit einer durch­

schni t t l ichen jährl ichen Zuwachsrate von 10% langsa­

mer als die Staatsausgaben — und zwar selbst dann, 

wenn man diese um den Finanzschuldenaufwand be­

reinigt — und kaum rascher als die Gesamtwir tschaft . 

Die aus Förderungen und BIP gebi ldete Quote blieb 

annähernd konstant bei 1 ' / 2 % . 

Übersicht 1 

Die Subventionen des Bundes laut Subventionsbericht und 
laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 

Subventionsbericht Volkswirtschaftliche 
Gesamtrechnurig'l 

Mill S 

1970 5 731 6.244 

1971 5 871 7.408 

1972 7 010 7 742 

1973 8 284 9 003 

1974 10170 12.574 

1975 11 549 14.652 

1976 11.442 15.363 

1977 11 192 17.222 

1978 12 651 19 640 

1979 14.309 20 444 

1980 14,611 21 616 

1981 18 287 23 423 

1982 18.229 26 881 

1983 21.059 30 745 

1984 21 626 30 550 

Q: Subventionsberichte Österreichisches Statistisches Zentralamt eigene Berech­

nungen — ') Subventionen des Bundes und der Bundesfonds 

Viel dynamischer entwickelten sich hingegen die Sub­

vent ionen des Bundessektors laut VGR. Sie wuchsen 

mit einer durchschni t t l ichen Jahresrate von mehr als 

12% (bzw 13% ohne Bundesfonds) , bezogen auf das 

BIP nahmen sie auf 2 5 / 2 % zu. Aussch laggebend für die 

unterschiedl iche Entwicklung der beiden Subven­

t ionsaggregate waren vor allem die nur in der VGR als 

Subvent ionen erfaßten betr iebswir tschaft l ichen 

Abbildung 1 

Anteil der Subventionen am Bruttoinlandsprodukt 
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1954 
1962 
1970 
1977 
1964 

Subventionen nach Subventionsträgern 
Laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 

Subventionen 
insgesamt 

Mill S 

1 900 

3 969 

6 521 
23 692 
38 950 

Bund 

76,3 

69 6 

70 5 
62 4 
69 6 

Sundesfonds 

18 6 
244 
22 0 
10 3 

Länder Gemeinden 
(einschließlich 

Wien) 

Anteile in ' 

1.6 
1 2 

1.8 
2,4 
4,0 

0,4 

02 

04 

0,6 

3,6 

Kammern 

3 1 
4,4 
5,3 
2 1 
1 9 

Übersicht 2 

Sozia Iversich e-
rungsträger 

22,3 

12 1 

1954/1962 
1962/1970 
1970/1977') 
1977/1984!) 

Brutto-Inlands- Subventionen 
produkt insgesamt 

(nominell) 

+ 94 
+ 88 
+ 113 
+ 71 

+ 9ß 
+ 6,4 
+ 20 2 
+ 74 

Bund Bundesfonds Länder Gemeinden Kammern 
(einschließlich 

Wien) 

Durchschnittliche jährliche Veränderung in % 

+ 84 +134 + 51 + 1 5 +14,6 

+ 65 + 50 +127 +152 + 90 

+ 182 + 79 +24,6 +26.0 + 52 

+ 91 + 51 +157 +38,8 + 6,2 

Sozial V e r s i c h e ­
rungsträger 

Q: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eigene Berechnungen — ') Bereinigt um den Niveausprung durch Einführung des Entgeltfortzahlungsgesetzes — s) Das in dieser Pe­

riode ausgewiesene Wachstum ist durch eine Umstellung im Rechnungswesen in Wien nach oben verzerrt 

Transfers an die Bundesbetr iebe Noch rascher als 

die Subvent ionen laut Volkswir tschaft l icher Gesamt­

rechnung nahmen die staatl ichen Finanzierungsaus­

gaben insgesamt (Betei l igungs- und Wertpapierer-

werb, Dar lehensgewährung, Kapitaltransfers an Pri­

vate, laufende Transfers an Unternehmen) zu Allein 

die Finanzierungsausgaben des Bundessektors er­

reichten in den meisten der untersuchten Jahre 40% 

und mehr der gesamten Außenfinanzierung des priva­

ten Sektors (Allerdings s ind in den Finanzierungs­

ausgaben auch einige Ausgaben enthalten, die selbst 

bei einer sehr weiten Abgrenzung der Subvent ionen 

diesen nicht zuzurechnen s i n d ) 

Bei allen Förderungsaggregaten wurden allerdings 

die längerfrist igen Tendenzen von beträcht l ichen 

kurzfr ist igen Schwankungen überlagert Sowohl die 

Subvent ionen laut Subvent ionsber icht als auch jene 

laut VGR st iegen zwischen 1972 und 1975 sowie An­

fang der achtziger Jahre kräft ig, Dazwischen hatten 

sie eine Phase langsameren Wachstums Es darf je­

doch nicht übersehen werden, daß Subvent ionsstat i ­

st iken, die unmittelbar aus dem Budget abgeleitet 

werden, den zeit l ichen Verlauf der Förderungspol i t ik 

nicht in geeigneter Form wiedergeben Dies betrifft 

vor allem die Auswei tung der Wir tschaf ts förderung 

als Reaktion auf den Wachstumsknick 1975 Sie er­

folgte derart, daß sie das Bundesbudget nicht bzw, 

zunächst nicht berührte Beispiele dafür sind etwa die 

invest i t ionsfördernden Maßnahmen Mitte der siebzi­

ger Jahre im Rahmen des ERP-Fonds oder die Zin­

senstützungsakt ion 1978, die sich budgetär erst A n ­

fang der achtziger Jahre voll auswirkte 

Die rasche Auswei tung der Subvent ionen blieb nicht 

auf den Bundessektor beschränkt Eine ähnliche Ent­

wick lung läßt sich auch bei den Ländern und Gemein­

den feststel len Die gesamtwir tschaft l iche Subven­

t ionsquote — die Subvent ionen des öffentl ichen Sek­

tors insgesamt laut VGR in Prozent des BIP — st ieg 

seit 1970 um 1 Prozentpunkt auf rund 2%% 5) 

Der verstärkte Einsatz des staatl ichen Förderungsin­

st rumentar iums in der betrachteten Periode ist keine 

österreichische Besonderhei t Die überwiegende 

Mehrzahl der west l ichen Industr iestaaten reagierte in 

ähnlicher Weise auf die wir tschaft l ichen und sozialen 

Schwier igkei ten, die die Wir tschaftskr isen der siebzi­

ger und f rühen achtziger Jahre, die Änderung der in­

ternationalen Arbei ts te i lung und der rasche techno lo­

gische Wandel mit sich brachten Es gibt Anzeichen 

dafür — in Österreich wie auch in anderen Län­

dern — , daß innerhalb des wir tschaftspol i t ischen In­

st rumentar iums eine Verlagerung von den öffentl i ­

chen Investit ionen zu den Subvent ionen stat t fand 

Ausschlaggebend dafür war vermutl ich der Umstand, 

daß das Förderungsinstrumentar ium eine größere 

"Reichweite" hat, also mehr Wir tschaf tssektoren er­

reicht als die öffent l ichen Investit ionen und überdies 

geeigneter ist industr iepol i t ische Probleme z u bewäl­

t igen, die gerade im vergangenen Jahrzehnt eine 

große Rolle spiel ten, 

Aus österreichischer Sicht darf allerdings die Ent­

wick lung der Subvent ionen seit den siebziger Jahren 

nicht überbewertet werden Langfrist ig, im Zei traum 

seit Mit te der fünfziger Jahre, ist die aus der VGR ab­

geleitete gesamtwir tschaft l iche Subvent ionsquote in 

Österreich relativ wenig, etwa um % Prozentpunkte 

gest iegen Eine Entwicklung in Richtung "Subven­

t ionswir tschaf t" , in der ein ständig steigender Teil der 

wir tschaft l ichen Transakt ionen im Zusammenhang 

mit staatl ichen Förderungen erfolgt, ist im Aggregat 

5 ) Nicht berücksichtigt werden dabei die Transfers der Sozial­
versicherungsträger an die Unternehmen aufgrund des Entgelt­
fortzahlungsgesetzes. Sie werden zwar aufgrund der VGR-Sy-
stematik als Subventionen erfaßt, ihrem Charakter nach handelt 
es sich jedoch um Sozialausgaben. 
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Übersicht 3 

Subventionen nach Wirtschaftsbereichen 

1964 1970 1976 1980 1983 1984 

A B A B A B 

Mill 

A 

S 

B A B A 8 

Land- und Forstwirtschaft 173 2 588 230 2.815 826 4.353 1 175 4121 1 494 5 034 1 566 4 851 

Bergbau 3 1 75 73 219 219 217 217 208 208 194 194 

Sachgüterproduktion 3 365 232 3 742 277 5 953 1 177 3 397 3150 14 671 6 929 15 117 7.297 

Energie- und Wasserversorgung 10 5 8 1 357 357 371 371 605 605 488 483 

Sauwesen 104 89 167 147 346 346 343 343 329 329 298 298 

Handel') 283 43 307 48 406 335 712 396 1 009 511 780 501 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 561 493 1 143 1 063 6 242 6169 9 292 9147 11 135 10 959 11 225 11 166 

Vermögensverwaltung 19 8 209 1 356 - 6 259 88 250 68 - 2 5 3 - 65 

Sonstige Dienste 224 219 363 352 657 657 849 849 1 041 1 04? 1 133 1 133 

Q: Österreichisches Statistisches Zentralamt, eigene Berechnungen A laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung, bereinigt um geringe statistische Fehler B unterschei­

det sich von Variante A vor allem durch alternative Erfassung und Zuordnung der agrarischen Preisausgleiche — ') Einschließlich Beherbergungs- und Gaststättenwesen 

Übersicht 4 

Subventionsgrade1) nach Wirtschaftsbereichen 

1964 1970 1976 1980 1983 1984 

A B A B A B A B A B A B 

Land- und Forstwirtschaft 0,81 13,67 0,89 12 25 2 27 13 22 2,65 9.97 3 38 12 37 3,31 11 02 

Bergbau 0 13 0,04 2 73 2 65 5,50 5.50 4,46 446 3 73 3 73 3 11 3 11 

Sachgüterproduktion 4 47 0,30 2,95 0 21 2 85 0 55 3,03 1 12 4 52 2 09 4,31 2 03 

Energie- und Wasserversorgung 016 0.08 0,08 0 00 1 62 1.62 1 21 1 21 1 56 1 56 1 26 1 26 

Bauwesen 0,54 0 46 0.54 048 0 58 0 58 0,42 0,42 0,37 0,37 0,33 0,33 

Handel8) . . . 0,69 010 0,45 0,07 033 0 27 0.43 0 24 050 0 25 0,33 0 24 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung 413 3 61 512 475 15,34 1514 16.07 15 28 16 45 16 15 15 29 15 20 

Vermögensverwaltung 1 32 006 0 66 0,00 048 - 0 00 022 0,07 015 0,04 - 0 1 3 —0.04 

Sonstige Dienste 2 79 273 260 2,52 2,45 2,45 219 2 19 2 16 2 16 2 21 2 21 

O: Österreichisches Statistisches Zentralamt, eigene Berechnungen A laut Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung, bereinigt um geringe statistische Fehler, B unterschei­

det sich von Variante A vor allem durch alternative Erfassung und Zuordnung der agrarischen Preisausgleiche — ') Quotient aus Subventionen und Beitrag zum Brutto Inlandspro­

dukt — s) Einschließlich Beherbergungs- und Gaststättenwesen 

nicht sehr ausgeprägt Dies g u t umso mehr, als im 

gleichen Zei traum der Schutz und die damit verbun­

dene Begünst igung der österreichischen Wirtschaft 

durch Zölle und andere außenwirtschaft l iche Restrik­

t ionen im Zuge des europäischen Integrat ionsprozes­

ses beträcht l ich abgebaut wurden 

Ebenso wie Aussagen über das Niveau und die Ent­

wick lung der Subvent ionen hängt auch die Einschät­

zung der sektoralen Struktur staatl icher Förderungen 

vom betrachteten Aggregat und gewissen Zuord­

nungskonvent ionen ab Geht man von der Subven­

t ionsabgrenzung der VGR aus, ordnet allerdings die 

Förderungen im Zusammenhang mit der Agrarpro­

dukt ion anders als in der amtl ichen Statistik tatsäch­

lich dem Sektor Land- und Forstwir tschaft zu , so er­

gibt s ich fo lgendes Bi ld: Auf den Sektor Verkehr und 

Nachr ichtenübermit t lung entfielen in den letzten Jah­

ren mehr als 40% der Subvent ionen; mit einem Sub­

vent ionsgrad (Subvent ionen bezogen auf den BIP-

Beitrag) von rund 15% wurde er zu dem am meisten 

geförder ten Sektor Auf die Land- und Forstwirt­

schaft, die 1970 noch mehr als die Hälfte der Förde­

rungen erhalten hatte, entfiel zuletzt nur mehr rund 

ein Fünftel, Da dieser Sektor jedoch auch stark an ge­

samtwirtschaft l icher Bedeutung verlor — sein Antei l 

am BIP verr ingerte s ich seit Beginn der siebziger 

Jahre um fast 1 Prozentpunkt — , blieb sein Subven­

t ionsgrad mit zuletzt 1 1 % bis 12% nahezu unverän­

dert hoch, Einen relativ ger ingen Subvent ionsgrad er­

reichte die Sachgüterprodukt ion Sie war jedoch je­

ner Sektor, dem die Auswei tung der staatl ichen För­

derungen am meisten zugute kam Zwischen 1970 

und 1984 st iegen die VGR-Subvent ionen an die Sach­

güterprodukt ion von wenigen hundert Mill S auf 

7,3 Mrd , S, der Subvent ionsgrad nahm von 0,3% auf 

mehr als 2% zu Der deutl iche Anst ieg der Subvent io­

nen an die Industrie und das produzierende Gewerbe 

ist umso beacht l icher als die Förderung einiger gro­

ßer Betr iebsansiedlungen sowie die Kapitalzuführun­

gen an die Verstaatl ichte Industrie in den VGR-Sub­

vent ionen überhaupt keinen Niederschlag fanden 6 ) 

6 ) Die Zuordnung der Maßnahmen für die Verstaatlichte Wirt­
schaft zu den Subventionen ist methodisch ein schwieriges 
Problem Im wesentlichen geht es dabei darum, Zahlungen im 
Rahmen der Eigentümerfunktion des Staates, die betriebswirt­
schaftlich notwendig erscheinen, von jenen Mittelzuführungen 
zu trennen, zu denen ein privater Unternehmer nicht bereit 
wäre. (Es geht dabei nur um die Ausgaben für die Verstaatlichte 
Wirtschaft im Kapitel 54; Ausgaben, die nicht im Rahmen der 
Eigentümerfunktion außerhalb des Kapitels 54 erfolgen, werden 
im Prinzip ohnehin bei den Subventionen erfaßt.) Solche Sub­
ventionen im Rahmen des Kapitels 54 dürften erst seit 1982 in 
größerem Umfang budgetär wirksam sein. 1983 erreichten sie 
jedoch bereits 1 Mrd. S (Ersatz an ÖIAG und Leistungen für die 
Österreichische Länderbank AG im Ansatz 1/54848), und im 
Bundesvoranschlag 1986 sind sie bereits mit über 4 Mrd. S ver­
anschlagt (zu den angeführten Positionen kommen noch Lei­
stungen an die Creditanstalt-Bankverein sowie eine Kapitaier-
höhung bei der ÖIAG) 
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(Zum Unterschied von dieser Berechnung werden in 

der amtl ichen Statistik die Subvent ionen im Zusam­

menhang mit der Agrarprodukt ion überwiegend der 

Sachgüterprodukt ion sowie dem Hände! und dem 

Kreditapparat zugerechnet , sodaß diese Sektoren 

zum Teil deutl ich höhere Subvent ionen und Subven­

t ionsgrade aufweisen. Die Land- und Forstwir tschaft 

ist demgegenüber nach den offiziellen VGR-Daten ein 

relativ ger ing subvent ionierter S e k t o r ) 

Bemerkenswert ist die Zusammensetzung der Förde­

rungen. "Klassische" Subvent ionen, wie sie in der 

wohl fahr tsökonomischen Literatur behandelt werden 

— laufende Finanzhilfen, die in einem marktwir t­

schaft l ichen System bei gegebenen Technologien 

und Präferenzen zur Korrektur externer Effekte ge­

währt werden — , kommen in der Praxis kaum vor Die 

dominierenden Förderungsarten — Agrarpreisaus-

gleiche, implizite Subvent ionen, die in Defiziten öf­

fentl icher Unternehmungen zum Ausdruck kommen, 

sowie Subvent ionen im Zusammenhang mit unter­

nehmerischen Investi t ions- und Finanzierungsent­

scheidungen — unterscheiden sich davon zum Teil 

recht deutl ich So stellen die Preisausgleiche keines­

wegs eine Reaktion auf Marktversagen dar, sondern 

sie sind deshalb notwendig , weil zum Erreichen be­

st immter wir tschaftspol i t ischer Ziele (Versorgungssi­

cherheit, Sicherung landwirtschaft l icher Einkommen) 

der Marktmechanismus wei tgehend außer Kraft ge­

setzt und durch staatl iche Regul ierungen ersetzt 

wird Bei den Defiziten öffentl icher Unternehmen ist 

die Subvent ionsproblemat ik (z. B. welche Nachfra­

gergruppen erhalten günst igere Preise) überhaupt 

nur ein Teilaspekt des mit der Existenz solcher Unter­

nehmen generell verbundenen Problemkomplexes, 

der Fragen wie die Effizienz, die Organisation, die 

Preisgestaltung und die Finanzierung öffent l icher Un­

ternehmungen umfaßt. A m deut l ichsten zeigt sich al­

lerdings die Diskrepanz zwischen (Subventions) 

Theorie und Praxis bei den Förderungen im Zusam­

menhang mit unternehmer ischen Invest i t ions- und Fi­

nanzierungsentscheidungen Sie unterscheiden sich 

von den beschr iebenen "k lass ischen" Subvent ionen, 

die beispielsweise an der Produkt ion ansetzen, in 

mehrfacher Hinsicht: 

— Sie beeinf lussen eher die Zinssätze als die Güter­

preise, im Zusammenhang damit verlagert sich 

das Subvent ionsgeschehen von den Güter- zu 

den Finanzmärkten 

— Im Vordergrund stehen in vielen Fällen, insbeson­

dere bei der Invest i t ionsförderung, nicht die öko­

nomischen Wirkungen in der laufenden Periode, 

sondern die langfristigen Konsequenzen auf die 

Wir tschaf tsstruktur und das Wachstum 

— Ihre Nachfrageeffekte einerseits und ihre budgetä-

ren Konsequenzen andererseits fallen bei einigen 

Instrumenten (Zinsenzuschüsse, Haftungsüber­

nahmen) zeitl ich auseinander. Das hat aus budget­

pol i t ischer Sicht vor allem zwei Konsequenzen: Er­

stens wird die Aussagekraf t der öffentl ichen Haus­

halte beeinträcht igt, und zwei tens t ragen die ange­

führ ten Instrumente — ungeachtet des Umstands, 

daß es sich bei ihnen meist um Ermessensausga­

ben handelt — zur Starrheit des Budgets bei , da 

sich Förderungszusagen budgetär erst mit Verzö­

gerung auswirken, dann aber nicht mehr rückgän­

gig gemacht werden können. 

— Sie bewirken häufig eine Risikoübernahme des 

Staates. 

— Der Förderungsakt selbst (vom Einreichen über 

die Entscheidung und Förderungsvergabe bis zur 

Kontrolle) ist administrativ meist relativ aufwendig 

Indirekte steuerliche Subventionen 

Seit dem Jahr 1978 gibt der Subvent ionsber icht der 

Bundesregierung auch einen Überbl ick über die För­

derungen in Form steuerl icher Begünst igungen. Es 

werden zwischen 120 und 130 steuerrecht l iche Be­

s t immungen erfaßt, die als Ausnahme von der "gene­

rellen" Norm interpret iert werden können. Die größte 

Zahl an Ausnahmen f indet s ich im Einkommensteuer­

recht (obwohl im Subvent ionsber icht eine Reihe so­

zialpolit isch motivierter Begünst igungen im Einkom­

mensteuergesetz gar nicht erfaßt wi rd) . 

Die indirekten Förderungen werden in der Literatur 

häufig als "Steuerausgaben" ("tax expendi tures") be­

zeichnet, um so ihre Ähnl ichkeit mit ausgabenwirksa­

men Subvent ionen zu betonen {OECD, 1984) Der 

durch sie insgesamt verursachte jährl iche Entfall von 

Einnahmen stieg nach den Angaben des Subven­

t ionsber ichts von 65 Mrd . S im Jahr 1978 auf über 

95 Mrd. S 1984 Davon betraf etwas mehr als die 

Hälfte Einnahmen des Bundes, der Rest die Einnah­

men der anderen Finanzausgleichspartner Bezogen 

auf die öffent l ichen Abgaben betrug der gesamte Ein­

nahmenausfall knapp über 30%, jener des Bundes 

(bezogen auf den Net to-Abgabenerfo lg) knapp unter 

30% 

Diese Zahlen deuten darauf hin, daß die indirekten 

Subvent ionen einen beacht l ichen Umfang erreichen 

Übersicht 5 

Indirekte (steuerliche) Subventionen 

Einnahmenausfal! insgesamt Ein nahmen au stall Bund 
Mill S !n% der öffentli­

chen Abgaben 
(brutto) 

Mill S !n%deröffentli 
chen Abgaben 

(netto) 

1978 65.020 32,3 35 926 29,5 

1979 68.825 31,6 37 961 28,3 

1980 74132 31 5 38.590 26,8 

1981 79 921 307 41.476 259 

1982 87.084 32,5 46.637 28,5 

1983 92.207 32 7 49 401 28,3 

1984 95.280 30,4 51 225 26,5 

Q: Subventionsbericht eigene Berechnungen 

574 



Monatsber ichte 9/1986 

und sowohl aus törderungspol i t ischer als auch gene­

rell aus wir tschaftspol i t ischer Sicht große Aufmerk­

samkeit verdienen Al lerdings darf nicht übersehen 

werden, daß die quantitative Erfassung der indirekten 

Subvent ionen von besonders großen Unsicherheiten 

geprägt ist, und zwar vor allem aus zwei Gründen: Er­

stens handelt es s ich bei den Angaben über den jähr­

lichen Einnahmenausfall, anders als bei den Direktför­

derungen, nicht um konkrete Budgetdaten, sondern 

um Schätzungen, die auf einer hypothet ischen Größe 

— dem Abgabener fo lg , wie er sich ohne Begünst i ­

gungen ergäbe — beruhen Begünst igungen, bei de­

nen solche Schätzungen aufgrund fehlender stat ist i­

scher Unterlagen prakt isch nicht mögl ich sind, wer­

den im Subvent ionsber icht zwar angeführt , aber nicht 

quantif iziert Zweitens stellt sich bei der Erfassung 

der indirekten Förderungen altgemein das Problem, 

welche Steuerbest immungen die Norm darstellen 

und welche als Ausnahmebest immungen anzusehen 

sind Bei einer Reihe von Sonderregelungen ist f rag­

l ich, ob sie nicht rechtssystemat ische oder verwal­

tungstechnische Ursachen haben, mit der Konse­

quenz, daß sie unter Umständen nicht als Subvent io­

nen aufzufassen sind, sondern eigentl ich doch als 

Bestandtei l der Steuernorm (siehe dazu Ruppe, 
1973) 

In Österreich wurde in den siebziger und achtziger 

Jahren sowohl das direkte als auch das indirekte För­

derungsinstrumentar ium nachhalt ig ausgebaut Es 

wurde nicht nur mehr gefördert , sondern zum Teil 

auch mit neuen Instrumenten und mit neuen Zielset­

zungen. Ob dabei generel l eine Verschiebung zwi ­

schen den beiden Förderungsvarianten eingetreten 

ist, läßt s ich aus den angeführten stat ist ischen Pro­

blemen anhand der aggregierten Daten des Subven­

t ionsber ichts und aufgrund des kurzen Vergleichs­

zei traums nicht beurtei len Hinzu kommt , daß die 

Grenze zwischen direkter und indirekter Förderung in 

jenen Fällen nicht so einfach zu ziehen ist, bei denen 

— wie insbesondere in der Spar förderung, aber auch 

in der Invest i t ionsförderung — im Steuerrecht prä­

mienähnliche Instrumente angewendet werden 

Günst iger ist die Datensituat ion nur in einem, aller­

dings wir tschaftspol i t isch sehr zentralen Bereich: in 

der Invest i t tonsförderung Dort ergibt die Weiter füh­

rung früherer Untersuchungen [Volk, 1981, Szopo — 
Aiginger — Lehner, 1985) fo lgendes Bi ld: Nach wie 

vor hat die steuerl iche Invest i t ionsförderung ein deut­

lich höheres Gewicht Der Antei l der steuerl ich geför­

der ten Investit ionen an den gesamten Brut to-Anlage-

investtt ionen des privaten Sektors schwankte von 

1970 bis 1981 — bis in dieses Jahr reichen die Daten 

— meist zwischen 29% und 34%, jener der direkt ge­

förder ten Investit ionen zwischen 4% und nicht ganz 

20% In den siebziger Jahren hat sich allerdings die 

relative Bedeutung der beiden Förderungsarten deut­

lich verschoben Während die mit der steuer l ichen 

Förderung verbundenen Aggregate {geförderte Inve­

st i t ionen, Förderungs barwerte, Budgetbelastung) 

real stagnierten bzw gegen Ende des Jahrzehnts so­

gar rückläufig waren, wurde die direkte Förderung 

rasch und nahezu ohne Unterbrechung ausgeweitet 

Ausblick 

Eine umfassende Würd igung der Subvent ionen ins­

gesamt, also beispielsweise eine Einschätzung ihrer 

konjunkturel len, allokativen und distr ibut iven Wirkun­

gen, ist nicht mögl ich Dazu sind das Förderungsin­

strumentar ium und die mit ihm verfolgten Ziele zu 

heterogen, die stat ist ischen Unterlagen ungenügend 

und die methodischen Voraussetzungen zu wenig 

entwickelt . Eine vergleichbare und in dieser Form 

ebenso wenig zu beantwortende Problemstel lung 

wäre etwa die Frage nach den ökonomischen Wirkun­

gen des gesamten Steuersystems einer Wirtschaft In 

beiden Fällen — bei den Steuern ebenso wie bei den 

Subvent ionen — lassen sich diese Fragen, die letzt­

lich auf eine Evaluierung des wir tschaftspol i t ischen 

Instrumentar iums hinauslaufen, jewei ls nur für ein­

zelne Instrumente und Zielsetzungen behandeln 

(z B konjunkturel le Wirkungen der steuer l ichen Inve-

st i t ionsförderung, allokative Effekte der Regionalför­

derung usw.) , und selbst in diesen konkreten Fällen 

sind viele Fragen empir isch nicht zu beantwor ten 

Auch ohne schlüssige empir ische Evidenz in die eine 

oder andere Richtung spricht eine Reihe von Grün­

den für einen künft ig restr ikt iveren Einsatz des För­

derungsinstrumentar iums Eine ähnlich rasche Ex­

pansion der Subvent ionen wie in den siebziger Jah­

ren s tünde in Widerspruch zu den Konsol id ierungs­

bemühungen in der Budgetpol i t ik Sie würde unter 

Umständen in einigen Bereichen, wie z. B im Agrar-

sektor und in Fällen der defensiven Industr ieförde­

rung, Anreize in die falsche Richtung setzen (Über­

schußprodukt ion, Verhinderung strukturel ler Anpas­

sungen) und dadurch einen wei teren Subvent ionsbe­

darf hervorbr ingen Sie könnte darüber hinaus — 

auch wenn sich das im vorhinein schwer abschätzen 

läßt — zu handelspol i t ischen Schwier igkei ten führen. 

Und schließlich könnte sie an institutionelle Grenzen 

stoßen, da bereits jetzt die Komplexität des Förde­

rungswesens, also die Vielfalt an Förderungsinst i tu­

t ionen, - inst rumenten, -zielen usw als problemat isch 

empfunden wird Zu diesen Faktoren kommt noch 

hinzu, daß aufgrund der bereits ergri f fenen oder in 

Aussicht gestel l ten Stützungs- und Umstruktur ie­

rungsmaßnahmen für die Verstaatl ichte Industrie mit­

telfr istig ohnehin ein erhöhter Subvent ionsbedarf ab­

sehbar ist 

Die Realisierung subvent ionsdämpfender oder sogar 

-senkender Maßnahmen umfaßt nicht "bloß" die Kür­

zung einzelner Budgetposten Vor allem in den zen-
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tralen Subvent ionsbereichen, die quantitativ von Be­

deutung sind (Verkehrssektor, Landwirtschaft, übrige 

Wir tschaf tsförderung), hängt der bisherige Subven­

t ionsbedarf eng mit ökonomischen und rechtl ichen 

Rahmenbedingungen sowie den bisher angestrebten 

Zielsetzungen zusammen, sodaß Änderungen bei 

den Subvent ionen nur im Zusammenhang mit einer 

Reihe anderer Maßnahmen bzw. unter Umständen mit 

geänderten wir tschaftspol i t ischen Prioritäten zu ver­

t reten sind "Einfache" Kürzungs- und Begrenzungs­

techniken, wie sie verschiedent l ich vorgeschlagen 

werden (z. B linearer Subvent ionsabbau, Subven-

t ionsdeckelung), sind in diesen Bereichen vermutl ich 

wenig er fo lgversprechend 7 ) A m ehesten geeignet er­

scheinen solche Verfahren noch für die Vielzahl der 

im Subvent ionsber icht erfaßten Direktsubvent ionen 

an Haushalte und private, nicht auf Gewinn berech­

nete Inst i tut ionen, meist für wissenschaft l iche, künst­

lerische, publizist ische oder sport l iche Aktivi täten. 

Obwohl gerade diese Förderungen bei der jährl ichen 

Präsentation des Subvent ionsber ichts in den Medien 

die größte Aufmerksamkei t erfahren, erreichen sie 

insgesamt nur ein relativ bescheidenes Volumen, so­

daß auch das Einsparungspotent ial eher gering zu 

veranschlagen is t 8 ) . 

Auf den ersten Blick sehr groß erscheint h ingegen 

das Potential für einen Subvent ionsabbau bei den 

Steuerbegünst igungen Al lerdings müssen dabei 

zwei Dinge auseinandergehalten w e r d e n : die Beseit i ­

gung von steuerrecht l ichen Ausnahmebes t immun­

gen, die ökonomisch nicht (mehr) gerecht fer t igt oder 

rechtssystemat isch problemat isch erscheinen, auf der 

einen Seite, die Mögl ichkei t der budgetären Entla­

s tung auf der anderen Seite Die Notwendigkei t der 

zuerst genannten Zielsetzung ist we i tgehend unum-

7 ) Zu verschiedenen Verfahren des Subventionsabbaus siehe 
z. B Albrecht — Thormählen (1985), Kap. 6 und Gerken —>üt-
temeier — Schatz — Schmidt (1985), Kap 5. 

8 ) So betrugen die Direktsubventionen an private Haushalte und 
nicht gewinnorientierte Institutionen im Jahr 1984 nur 
2,4 Mrd. S, wovon allerdings etwa die Hälfte auf die beiden Posi­
tionen "Zuschüsse für den Schutzwasserbau" und "Arbeits­
marktförderung" entfiel. Auf die angeführten künstlerischen 
und anderen Subventionen entfiel daher nur etwas mehr als 
1 Mrd. S 

stritten. Vor allem Reformvorschläge zur E inkommen­

steuer laufen in der Regel auf einen Abbau der vielen 

und vielfältigen Begünst igungen hinaus, nicht nur mit 

dem Ziel die Bemessungsgrundlage zu verbrei tern, 

sondern auch mit dem Ziel, dem Prinzip der synthet i ­

schen Besteuerung wieder näher zu kommen und 

das Einkommensteuerrecht einfacher, durchschauba­

rer und damit leichter administr ierbar zu gestal ten 

Das bloße Streichen von Steuerbegünst igungen hätte 

allerdings einen beträcht l ichen Anst ieg der Steuerbe­

lastung zur Folge. Ein solcher Schrit t ist daher nur in 

Verbindung mit einer entsprechenden Tari fsenkung 

vorstellbar, und zwar ebenso aus ökonomischen 

Überlegungen wie aus Gründen der pol i t ischen 

Durchsetzbarkeit Aus budgetärer Sicht ist daher von 

einer "Durchfors tung" des Steuerrechts prakt isch 

kein Beitrag zur Verr ingerung des Defizits zu erwar­

ten 9 ) . 

Insgesamt ist zu rechnen, daß die öffent l ichen Förde­

rungen — in welcher Form auch immer — auch künf­

t ig eine große Rolle im Rahmen der österre ichischen 

Wirtschaftspol i t ik spielen. Im Zusammenhang damit 

muß auch der weiteren Entwicklung der Subvent ions­

ber ichterstat tung und - forschung Augenmerk gewid­

met werden, wie dies ansatzweise im neuen Haus­

haltsrecht erkennbar ist. Zwei Ziele sind anzust reben: 

einerseits die Auswei tung und Verbesserung der sta­

t ist ischen Erfassung der Subvent ionen, anderersei ts 

die empir ische Untersuchung einzelner Förderungs­

aktivitäten und unter Umständen die Erarbeitung wirt­

schaftspol i t ischer Alternat iven. Eine bessere Subven­

t ionsber ichterstat tung allein ist zwar keine Gewähr 

für ein effizientes, "kostengünst iges" Förderungswe­

sen, sie kann aber den schwier igen Reformprozeß in 

diesem Bereich erleichtern und beschleunigen. 

Peter Szopo 

9 ) Längerfristig hätte eine aufkommensneutrale Steuerreform im 
skizzierten Sinn — also Streichung von Steuerbegünstigungen 
mit gleichzeitiger Tarifsenkung — sogar ein langsameres 
Wachstum der Steuereinnahmen zur Folge, wenn man unter­
steilt, daß derzeit nicht alle Begünstigungen (Freibeträge, Frei­
grenzen u. a.) entsprechend dem nominellen Wirtschaftswachs­
tum angepaßt werden. 
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